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Amtlicher Teil
Preisschilder und Preisverzeichnisse

** Die nach der Reichsverordnung vom 13. Juli 1923 über
Handelsbeschränkungen und vom 26 . IM 1923 über Preis¬
schilder und Preisverzeichnisse vorgeschriebe»« Preisaus »
gei chnung wird von vielen Geschäften immer noch micht
durchgesührt. Es wird deshalb nochmals darauf fcmaetoiefen,
das, folgende, in Läden, Schaufenstern, Schaukästen, auf dem
Wochenmarkt oder im Strassenhandel sichtbar ausgestellten
oder angepriesenen Waren mit Preisschilder in lesbaren Zah »
lcn an gut sichtbarer Stelle zu versehen sind: Lebensmittel ,
Futtermittel , Holz , Kohlen, Koks, Torf , Karbid . Benzin , Ben -
gol , Petroleums Spiritus . Kerzertz Streichhölzer , Berufsklei¬
dung. Bekleidungsstücke , Leib-, Unter -, Bett - und Hauswäsche,
Zwirn . Strickwolle, Nähgarn , Hüte und Mühen , Schuhwaren ,
und ihre Zutaten . Lederwaren und Lederersahwaren , Möbel,
Haus- und Küchengeräte, Reinigungsmittel , Schreib - und
Papierwaren , Schulartikel , Verbandstoffe, Tabak , Tabakwa¬
ren, Pfeifen und Handwerkszeug.

Diese Pflicht zur Anbringung , von Preisschildern entfällt ,
wenn die auszeichuungSpflichtigon Waren in gut sichtbar ange¬
brachte Preisverzeichnisse ausgenommen werde,: : diese Ver¬
zeichnisse müssen überall da angebracht sein, wo die im Preis¬
verzeichnis aufgeführten Waren ausgestellt oder cmgepriesen
sind.

Wer Lebensmittel im Kleinhandel absetzt , hat in seinem
Schaufenster ein gut sichtbares Preisverzeichnis anzubringen ,
auch wenn die Lebensmittel im Schaufenster selbst nicht aus¬
gestellt sind .

Er wird in den nächsten Tagen wiederholte Nachschau ge¬
halten werden, ob der Bestimmung der Reichsverordnung über
Preisschilder und Preisverzeichnisse entsprochen ist. Nachdem
eine grosse Zahl von Geschäften sich bemüht , die Vorschriften
za erfüllen , kann eine Lässigkeit anderer nicht geduldet werden.
Geschäftsinhaber, welche die Preisauszeichnung nicht durchge¬
führt haben, müssen mit Untersagung des Han¬
dels und Schliessung ihrer Geschäfts ,
räume re ch

'n e n. Besonders aufmerksam gemacht
wird noch darauf , dass nach der setzt geltenden
Bestimmung alle Gegenstände des täglichen Bedarfs mit Prei¬
sen auszuzeichr. en sind, während nach den früheren Bestim¬
mungen lediglich die Gegenstände des notwendigsten Lebensbe¬
darfs auszuzeichnen waren . Zu den Gegenständen des tägli¬
chen Bedarfs gehören insbesondere viele Gegenstände, die nach
den früheren Bestimmungen als Luxuswaren anzuseher : wa¬
ren.

- Prüfung im Hufbeschlag
** Die nächste öffentliche Prüfung im Hufbeschlag wird in

der zweiten Hälfte- des Monats November 1823 vorgenommen .
Wegen' des Näheren wird auf die Bekanntmachung im
„Staatsanzeiger " vom 11 . Oktober 1923 Rr . 236 verwiesen.

Zentralismus oder Selbst¬
verwaltung

Von Landtagsabgeordneter Dr . Baumgartner
I .

Unsere wirtschaftliche Not steigt von Tag zu Tag , unser
-Mhrungselend schreit zum Himmel . Reich, Länder , Gemein¬
den , die Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Anstalten
Und gemeinnützigen Einrichtungen drohen unter der ungeheu¬
ren Last zusammenzubrechen. Schuld daran ist natürlich vor¬
ab und in -weitestem Umfang die Politik Poincares , dessen un¬
versöhnliche Haltung und verblendete Halsstarrigkeit auf dem
Versailler . Schein" besteht. Er legt diesen Vertrag aus , wie
es ihm beliebt, sasciniert durch den Gedanken an Frankreich»
Sicherheit und Hegemonieftelkung in Europa . Diese Politik
hat Deutschland Lasten und Verpflichtungen gebracht, die nicht
nur unsere eigene Wirtschaft, sondern letzten Endes auch die
ganz Europas auss schwerste schädigen mutzten . Die Not-
kvendigtest , alle Kräfte zusaminenzufassen , um das Reich in
Len Stand zu setzen , seinen Verpflichtungen aus dem Versailler
Verirg nachzukommen , hatte den verstorbenen Reichsfinanz ,
minister Erzberger veranlasst , das ganz « Finarrzsyslem im
Reiche in gigantischem Mftßsiab zu vereinheitlichen in der Zu¬
versicht. dem deutschem Volk als Ganzem am besten dadurch
zu nützen , dass er die Lassen durch das ganze Reich hin gleich -
massig verteilte . In Auswirkung dieser Erzbergerschen Finanz ,
refornc und in Verfolg der Gvundlinie ^ der Reichsverfaffung
hat das Reich dann im sogenannten Landesskruergesetz vom
29 . März 1920 die Vereinheitlichung fortgesetzt und in einer
Weise die Zentralisation des ganzen Stenerwesens beim Reich«
durchgeführt, dass die Steuerhoheit der deutschen Länder und
Gemeinden fast völlig zerschlagen und diese selbst zu bloßen
Kostgängern und Taschengeldempfängern des Reiches herab-
gedrückt wurden . Das Landessteuergesetz hat in weitgehendster
Anwendung der durch die Reichsverfassung gegcbeuen Befug -
nis , alle dftekten Stenern von Bedeutung dem Reiche Vor¬
behalten : Einkommensteuer, Körperschaftssteuer, Umsatzsteuer

und hat den Gemeinden und Ländern lediglich die Steuern
vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb belassen und ihnen
'bestimmte Anteile an dem Gesamtaufiommen der Einkommen-
Körperschafts- und 'Umsatzsteuern jeweils überwiesen . Da
Länder und Gemeinden nicht mehr in der Lage waren , die in¬
folge der Inflation ständig steigenden Gehälter und Teue¬
rungszulagen ihnen Beamten zu bezahlen, so leistete das Reichs
auch hierfür Zuschüsse. Die Unsicherhest der ganzen Regelung
und die Unzulänglichkeit der überwiesenen Anteile brachten
eine immergrötzer werdend« Verwirrung , in die Finanzen der
Länder und Gemeinden, . sodaß eine Änderung des Landes¬
steuergesetzes als dringend notwendig sich erwies . Diese Än-
derung wurde vom Reiche vorgenommen durch das Gesetz vom
23. Juni 1923 . Das so geänderte Landessteuergesetzwurde so¬
dann mit dem gleichen Datum unter der Bezeichnung . Gesetz
über den Finanzausgleich zwischen Reich . Länder und . Ge¬
meinden (Finanzansgleichgesetz)" im Reichsgesetzblatt Rr . 49
vom 5. Juli 1923 publiziert . Gewiß ist nun zuzugeben , daß
dieses Finanzausgleichgesetz eine Reihe von Verbesserungen
gegenüber dem bisherigen Gesetz bringt .

Es handelt sich dabei vor allem um zwei grosse Gruppen von
Fragen . Nämlich einmal werden den Ländern und Gemein¬
den erhöhte Reichssteueranteile, neue steuerliche Befugnisse
und eine gesetzliche Grundlage der ihnen seitens de» Reiches
zu gewährenden Besoldungszuschüsse gewährleistet, sodann
wird die Beteiligung der Länder und Gemeinden an den ein¬
zelnen Stouergruppen materiell und finanztechnisch neu ge¬
regelt . Es ist zuzugeben, dass das neue Gesetz einen Fort¬
schritt zugunsten der Länder und Gemeinden darstellt ; aber
der Grundcharakter des Zuschusswesens , der Kostgängercharak¬
ter der Länder - und Gemeindefinanzen ist nicht verändert .
Geblieben ist die bisherige Fesselbestimmung in 8 2, dass .die
Inanspruchnahme von Steuern für das Reich die Erhebung ,
gleichartiger Steuern durch die Länder und Gemeinden aus -

schiietzt, wenn nicht reichsgesetzlich ein arideres vorgeschrieben
ist , ferner ist die Erhebung von Zuschlägen zu Reichssteuern
den Ländern und Gemeinden nur auf Grund rcichsgesetzlicher
Ermächtigung gestattet . Weiter ist geblieben die dehnbare Be¬
stimmung in 8 3, dass Landes - und Gemeindesteuern , die die
Steuereinnahme des Reiches zu schädigen geeignet sind , nicht
erhoben werden sollen , wenn überwiegende Interessen der

Reichsftnanzen entgegenstehen, über die Frage , ob ein sol¬
cher Fall vorliegt, entscheidet auf Antrag des Reichsftnanz -

ministers der Reichsrat. Nach wie vor sind die Länder und
Gemeinden beschränkt auf die Steuern vom Grundvermögech
uud Gewerbebetrieb. Diese Steuern aber dürfen nicht wie
Einkommensteuern ausgestaltet werden, Bestimmungsmerk¬
male , di« auf die Berücksichtigung der persönlichen Leiftunzs -

sähigkeit des Steuerpflichtigen abzielen , sollen nicht zugrunde
gelegt werden. Diese, Sperrvorschrift widerspricht nach meiner
Meinung dem obersten Grundsatz der Steuergerechtigkeit , der

verlangt , daß die Lasten für die Öffentlichkeit nach Maßgabe
der Leistungsfähigkeit der Pflichtigen verteilt werden müssen.
Neu ist im Gesetz die Berechtigung der Länder , zu Zwecken
der öffentlich-rechtlichen Wegunterhajtung eine Stauer für die

Benützung der Wege durch Fahrzeuge zu erheben. Ferner die
Derechtigng für die Gemeinden, Stauern auf den örtlichen
Verbrauch bcm Wein und weinähnlichen Getränken , Bier ,
Branntwein und Mineralwasser zu erheben. Die Länder er¬
halten nach dem Finanzausgleichgesetz, Anteile an folgenden
Reichssteuern : Einkommensteuer und Körperschaftssteuer ,
Erbschaftssteuer, Grunderwerbssteuer , Umsatzsteuer, Krast -
fahrzeugsteuer , Rennwettsteuer ; ebenso ist reichsgesetzlich hier
nochmals festgelegt , dass die Gemeinden Anteile an der Km*

satzsteuest erheben und die Länder Zuschläge zur Grund¬
erwerbssteuer erheben können . Der Anteil der Länder an
dar Einkommensteuer und Körperschaftssteuer ist von bisher
zwei Drittel auf drei Viertel des Aufkommens erhöht. Der
Verteilungsschlüssel wird in jedem Kalenderjahre feftgestellt.
Der Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer ist von 5 auf
13 Prozent erhöht worden. Ein weiteres Entgegenkommen
gegen die Länder und Gemeinden bedeutet die in § 89 ge¬
gebene Bestimmung , dass das Reich den Ländern und Ge¬
meinden neue Aufgaben nur zuweisen darf , wenn es gleich -
zestig für Bereitstellung der erforderlichen Mittel Sorge trägt .
Was unter neuen Aufgaben in diesem Sinne zu verstehen ist,
entscheidet sich nach dem Stande vom 1. Älpril -tlWO ; ferner
die Vorschrift in § 60 des neuen Gesetzes , daß die Länder vom
Reich für sich u . ihre Gemeinden (Gcmeindeverbändes Zuschüsse
in Höhe von 76 Prozent der Mehraufwendungen , die für die
Erhöhungen der Beamtengehalter , d-er Versorgungsbezüge der
Ruhegehaltsempfänger , der Wartegeldempfänger und der Be¬
amtenhinterbliebenen sowie der Vergütungen der Angestellten
seit dem 1 . Januar 1921 erwachsen . Vorschüsse, die die Länder
und Gemeinden bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1923
zur Bestreitung dieser Mehraufwendungen erhalten haben , sind

nur zu erstatten , soweit sie 80 Prozent der Mehrauswendun .
gen übersteigen ; Zuschüsse , die die Länder und Gemeinden für
die Zeit vom 1 . Januar bis zum 30. September 1921 erhalten
haben , verbleiben ihnen in voller Höhe . Die Bestimmungen
dieses tz 60 gelten nach näherW 'Bestimmung des Haushalts¬
plans auch für die in Artikel 137 der Reichsverfaffung ge¬
nannten Körperschaften des öffentlichen Rechts und für die
Religionsgesellschaften. Ferner sichert 8 61 denjenigen An-
stalten und Einrichtungen , welche Aufgaben der öffentlichen
Wohlfahrtspflege oder des öffentlichen Schul- und Bildung».
Wesens erfüllen und «ruf die keine Zuschüsse nach 8 60 entfal¬
len, Zuschüsse in entsprechender Höhe .

So bringt zwar das neue Finanzausgleichsgesetz für Län¬
der und Gemeinden einige Besserungen' gegenüber der Rechts-
läge des Landessteuergesetzes. Allein das . was sie unbedingt
brauchen, eine Selbständigkeit griißeren Stil » auf de« Ge¬
biete der wichtigsten direkte« Steuern, ist ihnen auch in die-
sem Gesetz nicht gewährt worden. Selbst der Reichsftnanzmi-
Nister Dr .. Hermes hatte bei der Begründung des Gesetzent -
Wurfs im Reichstag am 18. Juni 1923 den provisorischen ' Cha¬
rakter dieses Gesetzes betont, er hat die Hoffnung ausgespro¬
chen, dass es in absehbarer Zeit auch gelingen wird, das grosse
Problem des Finanzausgleichs zwischen Reich und Ländern in
wirklich abschliessender Weis« zu regeln.

Die Notwendigkeit einer solchen durchgreifenden Reform de-
«anzen Aufbaues der Berhältnkffe von Reich, Länder und Ge-
meinden in Hinsicht auf die Finanzhoheit wurde auch aner¬
kannt dom Reichskanzler Dr . Stresemann in der 385. Reichs-
tagssihung am 6, Oktober 1923, wo er folgende programma¬
tische Ausführungen machte : „Die Reichsregierrmg billigt de»
Vorschlag des früheren ReichsfinanzministUs, wonach die ein¬
zelnen Länder finanziell wieder selbständiger gestellt werden
sollen. Jetzt hat das Reich nicht nur für seine eiqenen Aus¬
gaben aufzukommen , sondern auch für einen grossen Teil der
Ausgaben der Länder und Kommunen, ohne dass es wirksame
Kontrollmaf,nahmen hat darüber , wie eigentlich diese Mittel
verwendet werden. Nach Auffassung des Kabinetts kann
wirkliche Abhilfe nur geschaffen werden durch eine grundle¬
gende Änderung der Verhältnisse zwischen Reich. Ländern und
Kommunen (Sehr richtig bei den Regierungsparteien^ Das
setzt voraus , dass die Länder wieder die volle Berantwortu » ,

• für die eigenen Angaben allein übernehmen. Dazu bedürfen
sie der Berfügumg über eigene Einnahmequellen. Den Län¬
dern müssen also auch eigene Steuerquellen erschlossen wer-
den . deren Ausschöpfung sie in den Stand setzen wird, ihre
Aufgaben zu erfüllen . Das Reich wird sich dann wieder auf
die Bearbeitung seiner eigentlichen Staatsaufgaben beschrän¬
ken können . Bis zur Durchführung dieser grundlegenden Re¬
form wird eine Lösung in der Richtung gesucht werden müs-
sen, dass sich die Länder ebenso wie das Reich durch Kontin¬
gentierung der von ihnen noch zu verwendenden Mittel zur
äußersten Sparsamkeit zwingen. Dazu gehört , dass keine Ge¬
setze mehr verabschiedet werde «, die neue Belastungen bringen,
keine neuen Behörden und Beamten eingesetzt werden und
keine neuen VerwMungsarbeiten übernommen werden. Dazu
gehört ein Abbau der alte« Gesetze, dazu gehört ein Abba»
der jetzigen Verwaltung und die Beseitigung überflüssig ge¬
wordener Behörden . Das ist die einmütige Auffassung de»
Kabinetts . . . . Es geht nicht an , dass jemand Ausgaben ma¬

nchen kann, ohne dass er selbst kontrolliert, wieweit seine Ber -
antwortlichkest das zulässt . Das muss zur Verschwendung,
«ruß auf der andern Seite zur Aushöhlung des Reiches füh¬
ren . .

13 .
Bei der Beratung des Finanzausgleichsgesetzes im Reichs¬

tag wurde von fast allen Rednern das Gesetz nur als eine
vorläufige Regelung betrachtet. Tatsächlich ist es in Halbheiten
stecken geblieben . Not tut aber eine gründlich « Reform im gan¬
ze» Aufbau des deutschen Steuersystems Der Kostgänger-
charakter für Länder und Gemeinden muss verschwinden ; diese
müssen wenigstens in beschränktem Umfange wieder ihre
Steuerhoheit erhalten . Das Zealraiisierkn, wie es setzt noch
besteht, mag für die Reichsbürvkrati« eine wahre Wonne sein»
da es dem Rei -chsreferenten die Möglichkeit gibt über möglichst
viele Mittel zu verfügen , in alle kleinsten Winkel des Reiche»
hineinzuregieren ; man nennt dies „die Möglichkeü , auf dte
Dinge fördernd einzuwirken"

: so glaubte manche Beamtea¬
stelle in der Zentrale in Berlin ihre Existenzberechtigung nach¬
gewiesen zu haben- Durch dieses Zentralisieren hat man aber
nicht die Dinge selbst gefördert, sondern nur Schreibwerks
Papierverbrauch , Reserentenreisen und Besprechungen und
damit die Kosten vermehrt und Ärger, Ekel und Abneiguing in
den Ländern erzeugt . Ich habe mit vielen meiner Fraktions -
sreunde immer wieder auf die schädlichen Folgen eines üb -r»

i triebenen Zrntralisirrens unserer Gesetzgebung und Berwat ».



tifnft hi»»g«wi«sen urL unsere badische Regierung hatte wieder»
holt Veranlassung . energisch in Berlin ' vorstellig zu werden,
um vor der Überspannung des Bogens zu warnen ^ Mit vol¬
lem Recht hat nun mich der Reichskanzler Dr . Strcfmann
in der oder,! erwäbnten Reichstagssitzung die Finger auf diese
Wunden fleleflt. Der Zentralisiüus in diesem Steuersystem
hat die Selbständigkeit und damit die Selbstverantwortlichkeit
der Länder und Gemeinden vernichtet. Ich stimme dem de¬
mokratischen Abgeordneten Dw Koch, der selbst Reichsminister
des Innern war . und als solcher wohl die Folgen dieser Zen»
tralisierung an der Zentrale selbst kennen lernen konnte und
der nicht etwa grundsätzlich Föderalist ist . sondern sich selbst al »
überzeugter Unitarier bekennt, durchaus zu. wenn er bei der
Beraturch des Finauzausgleichsgesetzes u. a . sagte : Der jetzige
Zustand führt dazu, die Ansprüche , die an das Reich gestelltwerden, von Tag zu Tag zu steigern. Wenn früher in nor-
malen Zeiten die Städte in diese Finanznöte gefallen wären »
so wäre es die Aufgabe sedes Oberbürgermeisters gewesen,« nd wenn die Länder in Finamznöhen gefallen wären , wäre
es Aufgabe jedes Finanzministers gewesen, dafür zu sorge »,
hast die nötigen Mittel gefunden werden , sei es in Ersparnis¬
sen, sei es in Einnahmevermehrungen , die geeignet waren ,diesem Übelstande abzuhelfen . Heute richtet sich in jeder
Stadt und in jedem Land der Mick auf den Reichsfinanzmini «
ster . Man verlangt von ihm, Last er in der Lage sein solle.
Abhilfe zu schaffe »»» Damit verliert die Gemeinde und das
Land seine Initiative und damit überlastet man den Reichs-
finanzminister mit eit er Ausgabe, die er nicht erfüllen kann.
Dieser Zustand sei für das Reicht namentlich aber für die
Länder und Gemeinden unerträglich : es werde dadurch das
Berantwortlichkeitsgefuhl der Länder . Gemeinden und Selbst -
vcrwaltungskörper unrettbaren Schaden erleiden. Dazu komme
die Unübersichtlichkeit der städtischen Finanzen ., Es könne un¬
möglich jemand für Ausgaben verantwortlich gemacht werden,
der seine eigenen Einnahmen nicht übersehen kann. Ausgabe
Verantwortlichkeit sei nur dann gegeben, wenn auch Verant¬
wortlichkeit und Übersicht über die Einnahmen vorhanden seien .
Das ist auch nach meiner Meinung die Wurzel des Übels, an
die «nun endlich einmal die Axt gelegt werden must ! Man must
endlich einsehen, dast es so nicht weitergeht., Durch die Preß -e
ging bei uns in Baden jüngst die Nachricht, dast Baden wieder
mit gutem Beispiel voran «eihen und Ernst machen will mit
verschiedensten Sparmaßnahmen in der gesamten Staatsver¬
waltung . Es wird wohl niemander : im Lande aeben, der die
bittere Notwendigkeit äusterster Sparsamkeit im gesamten
Staatshaushalt nicht einsehen würde. Aber hingesehen auf die
gesamte Volks- und Staatswirtschaft würden auch die streng,
sten Sparmastnahmen beim badischen Staat nur halbe Mast-
regeln bedeuten, wenn nicht die Last der Verantwortung aus
Reich . Länder und Gemeinden entsprechend ausgeladen würd».
Nur der wird in der Lage sein, sparsam zu verwalten , der'
sich die Mittel , aus denen er verwalten must, unter eigener
Verantwortung zu beschaffen hat . Die mangelnde Sparsam¬
keit in einzelnen Ländern und Gemeinde»: ist in der Haupt¬
sache auf das ganze System des sogenannten Finanzausgleichs
im Reiche zurückzuführen. Der bundesstaatli -he Charakter , den
das deutsche Reich auch nach der Weinrarer Verfassung noch
besitzt, bedingt eine entsprechende Verteilung der Finar :z- und
Steuerhoheit auf Reich , Länder uird Gemeinden . Darum must
möglichst die Steuerhoheit der Länder und Gemeinden wenig¬
stens in bestimmtem Umfang wieder hergestellt und ein wirk-
licher Ausgleich ln der FinanzverwaltuM und Gebahrung
zwischen Reich , Ländern und Gemeinden gesucht werden. Für
der: organischen und systematischen Wiederaufbau ist die Be¬
wegungsfreiheit, aber auch die Selbstverantwortung der Län¬
der und der Gemeinden unerlästliche Voraussetzung. ., Der
Reichstag darf nicht in denselben Fehler derfallen , wie die
Reichsbürokratie und glauben , dast er alles selbst zentral re¬
geln müsse . Er hat genug zu tun und must sich beschränken
aus die grasten Linien und dafür sorgen, dast die Grundlinien
der Reichsverfassung nicht verschoben werden . Damit fördert
er am besten die wahre Reichsfreudigkeit ir: allen Teilen des
Vaterlandes . Einheit ist nicht gleichbedeutend mit ödem büro¬
kratischem Zentralismus , sondern Einheit des Reiches ist gleich
Ges. .lest nheit in der Lebensnotwendigkeit des Reiches aber
Freiheit und Selbstvcrantwortung in allem übrigen für die
Länder und Gemeinden, nicht nur auf steuerlichem Gebiete.
Die setzt vielleicht glücklich überwundene Regierungskrisis im
Reiche Ijat Veranlassung gegeben zu recht harten und da und
dort zu hämischen Urteilen über den Parlamentarismus .'
Wer n der Parlamontarisrnus als solcher die Fehler und Män¬
gel als mit seinem Wesen untrennbar verbanden tatsächlich
hätte , wie das Zerrbild, das uns vorgehalten wird, sie aufwieS, -
dann allerdings hätte der Parlainentarismus sich überlebt .
Mas uns aber da gezeigt wurde, das ist falsch verstandener
Parlamentarismus , das ist Mangel an Selbstverantwortung ,

das ist Cliquen- und Intrigienwirtschaft , ist kleinliche und
engstirnige Interessenpolitik einzelner einflustreicher und
machtgieriger Gruppen gewesen . Wahre Baterlandsliebe war
das nicht , was sich da gezeigt hat . Diese ist im Wesen Opfer¬
sinn, Mut zur Verantwortung , Hingabe <m das Volksganze.
Diesen Mut zrrr Beraniivor uiig must nicht nur der Reichstag
zeigen, auch die Volksvertretungen der deutschen Läitder und
die Bürgerausschüffe der Gemeinden müssen ihn in höchstem
Maste betätigen , wenn , wir wieder politisch und wirtschaftlich
gesunden wollen. Das eben im Reichstag zur Verhandlung
stehende „ Ermächtigungsgesetz" ist eine durch die Unhaltbar -
keit der fetzigen wirtschaftlichen Zustände bedingte Mastnahme ;
es war sicherlich nicht mehr zu umgehen . Aber »varum mutzte
eS soweit kommen? Ich will die Frage heute nicht weiter
verfolgen, aber sie soll eine ernstck Mahnung sein an alle ver¬
antwortlichen Vertreter des Volkes im Reich, Läirder und Ge¬
meinden, sich dann bewustt zu sein, dast wir Vertreter des
Bokkk-ganzen sein müffen wird darum unser Votum nicht nach
Standes - oder Bezirksintereffen abgeben dürfen . Wenn wir
uns alle dessen bewustt sind, werden auch alle Rufe nach
rinem Diktator und alle Anklagen gegen den Parlamentaris¬

mus verstummen muffen. Wenn ich Selbstverärrtwortu «« und
Selbständigkeit in allem für den Bestand und die Betätigutgrs -
Möglichkeit des Reiches nicht lebensnotwendigen Dingen für
Länder und Gemeinden fordere, so -tue ich das im Bewustt-
sein, dast damit der wahren Einheit und Freiheit des deutschen
Reiches am stchersten und für alle Dauer am besten gedient
ifi

Die zukrirnttigeWrotversorgung
Mit dem 15. Oktober soll die Zwangsbewirtschaftung des

Brotgetreides eingestellt werden. Die großen Zuschüsse des
Reichs zu der Brotversorgung lassen sich angesichts der finan¬
ziellen Katastrophe nicht mehr aufbringen . Landlvirtschaft und
Gewerbe haben immer sehr lebhaft für die freie Wirtschaft bei
der Brotversorgung agitiert . Run aber dieser Schritt gemacht
werden soll, erklären sich die Mühlen außerstande , Getreide
auf eigene Rechnung in ausreichendem Maße hereinzunehmen ,
zu vermahlen und den Bäckern zu den früher üblichen Zah¬
lungsbedingungen abzugeben. Die Bäcker wiederum lehnen es
ab, Mehl aus eigenes Risiko, also mit sofortiger Zahlung zu
übernehmen , weil sie, wie sie erklären , bei den durch die Geld¬
entwertung hervorgerufenen hohen Mehlpreisen außerstande
seien, die hierfür erforderlichen Beträge aufzubringen .

Die Reichsgetreidestelle hat eine Vorsorgewirtschaft getrie¬
ben; sie gibt von ihren Beständen an die Müller Getreide ge¬
gen eine Bezahlung desselben innerhalb 14 Tagen , weil sie die
Meinung vertritt , daß die Müller und die Bäcker bei einigem
guten Willen und unter Anstrengung ihres Kredits in der
Lage sein müssen, die für den Tagesverbrauch erforderlichen
Getreide - und Mehlmengen zu kaufen.

Aus dieser Sachlage heraus kommen nun Rufe an die Re¬
gierung , ihrerseits das Getreide- und Mehlgeschäft zu finan¬
zieren oder zu kreditieren. Das Land ist hierzu nicht imstande,
denn es handelt sich hierbei um außerordentlich hohe Beträge .
Die badische Regierung hat schon für die Kartoffelversorgung
und die Kohlenversorgung Bürgschaften in hohem Ausrnatze
übernommen ; sie wird auch für die Sicherung der Brotversor¬
gung in der Übergangszeit gleiches tun müssen. Das aber
kann nicht geschehen, in der Form wie man es sich im Land
draußen vorstellt, nämlich dadurch, daß die Kommunalverbände
auf ihre Rechnung mit dem Kredit des Staats die Mehlver¬
sorgung fortführen . Die Kominunalverbände in Baden wurden
während des Krieges zur Durchführung der Zwangswirtschaft
gegründet . Für die übernah,ne von Geschäften in der freien
Wirtschaft eignen sie sich keineswegs. Sie haben weder Steuer¬
rechte , die ihnen eine Einnahme sichern , noch Vermögens¬
bestände oder Werte, sondern sind lediglich Verwaltu »»gsorgane
für die Zwangswirtschaft gewesen. Die Kommunalverbände
kommen also für die Sicherung der Mehlversorgung in der
freien Wirtschaft nicht in Frage ; sie müssen nunmehr ihre
Tätigkeit einstellen.

Reben dem Müller und dem Bäcker , die berufsmäßig für die
Brotversorgung einzustehen haben, sind in erster Linie die
Gemeindevertvaltungrn für die Sicherung der Brotversorgung
verpflichtet. Die Bürgermeister haben sich zu vergewissern, ob
die in ihren Gemeinden vorhandenen Bäckermeister in der
Lage sind, aus eigener! Kraft die erforderlichen Mehlbestände
aufzubringen . Stellt sich bei dieser Prüfung für die Bäcker
Und Müller die Unmöglichkeit der Erfüllung dieser Aufgabe
heraus , dann mutz die Gemeinde versuchen, ihrerseits diesem
Berufsstand für eine Übergangszeit den! erforderlichen Kredit
zu verschaffen. Hierzu gibt eS verschiedene Wege. In einer
Gemeinde werden die Einwohner recht gerne so etwas wie
einen Vorschuß auf die Brotlieferung geben. In einer anderen
Gemeinde wieder ist vielleicht ein Holzverkauf möglich , aus deren
Einnahmen sich die Mehlrechnung bezahlen läßt usw . Selbst¬
verständlich wird der Staat sich mit seiner Bürgschaft hinter
die Gemeinden stellen müssen für jene Kredite, die nicht aus
eigener Kraft aufgebracht werden können. Aber das kann er
nur für die ausgesprochenen Bedarfsgemeinden und auch nur
dann, wenn durch diese der Nachweis- erbracht ist, aus eigener
Kraft alles getan zu haben, um sich selbst zu helfen.

Die Zeit , wo die Gemeinden immer ! nur nach der Staats¬
hilfe ausschauen konnten, ist infolge des finanziellen Chaos im
Reich und im Staat endgültig vorüber . Für die Brotsicherung
in der Gemeinde zu sorgen, ist bei fteier Wirtschaft Sache des
ortsansäffigen Gewerbes und sofern dieses durch die Natur
der Verhältnisse dazu nicht imstande ist, hat die Gemeindever¬
waltung nach dem Rechte »? zu sehen . Der evtl, von der Ge¬
meinde hierzu aufzubringende öffentliche Kredit kann nur teil¬
weise und nur für kurze Zeit Staatsbürgschaft erhalten .

Im übrigen darf aus dieser Sachdarlegu »»g nicht der Schluß
gezogen werden, als ob Getreide- oder Mehlmangel existieren.
Getreide und Mehl ist ausreichend im Lande ; leistungsfähige
Bäcker und Müller werden an Rohprodukten keinen Mangel
haben.

Me Lteuerverordming der
IKeicksregierung

Aufwertung von Steuerschulden und Vereinfachung des
Steuerverfahrens

Die bereits angekündigte Ausnahmeverordnitng des Reichs¬
präsidenten über di« Aufwertung von Steuerschulden und
über Vereinfachung des Steuerversahrens trägt das Datum
vom 11 . Oktober 1923 . Da sich die Verabschiedung des Er¬
mächtigungsgesetzes hinausgezögert hat , glaubte die Rcichsre-
gicrung die Verordnung bereits jetzt auf Grund des Artikels
48 erlassen zu müffen. Die Verordnung geht davon aus , daß
sich die deutsche Privatwirtschaft bereits in grösttem Umfang
auf wertbeständige Zahlui »gen eingestellt bat . „Tie öffentliche
Wirtschaft, so heißt es in der Begründung , kann aus Wert ,
beständigkeit der dem Staat geschuldeten IDteuerleistungcn
nicht mehr verzichten. Auf der anderen Seite must sich der
Staat auch bereit sindcn, zu diel bezahlte Steuern wertbestän-

auf ! WeribeständiFkeit soll die Arbeit des Behördenapparvteawieder fruchtbringend machen . Um diefe Arbeit leisten zu kö >.nen , müffen die Behörden von der unproduktiven Weiterarbestan den durch die Geldentwertung überholten Steuern nach
Möglichkeit sreigestellt werden .

" Der Durchführung diese,Grundsätze dient die neue Verordnung . Sie zerfällt in me^rere Abschnitte ' ^

1. Steurraufwertung
Bei der Behandlung der Steuerschulden unter dem Gesichts ,Punkt der Aufwertung unterscheidet die Verordnung drei ver,schieden« Gruppen :
1. Steuerschulden , die bis zum 31 . Dezember 1922 entstan.den sind , werden grundsätzlich nicht aufgewertet . Sie bleibe »daher mit Rücksicht auf die Geringfügigkeit der Papiermarkbe¬

träge in der Regel unerhoben . Nur für Fälle der Steuer .
Hinterziehung und andere Nachforderungen soll der Reichs ,minister der Finanzen eine angemessene Aufwertung unter
Berücksichtigung der E -eldentwertung seit der Entstehung der
Steuerschuld vornehmen können (§ 10).

2. Steuerschulden , die int Jahre 1923 und zwar in der Zeitbis zum 31 . August d. I . entstanden sind , werden mit vielen
Vielfachen des ursprünglichen Betrages aufgeloertet (§ 6) . So
ist das hundertfache bei Entstehung der Schuld bis zum Mai
1923 , das Dreitzigsäche bei Entstehen der Schuld im Juni 1923,das Zehnfache bei Entstehung der Schuld im Jul » 1923 zuzahlen . Steuerschulden , die im August 1923 entstanden sind,werden mit dem einfachen Betrage am 1 . September 1023 an»
gesetzt. Stichtag für die Berechnung des Goldmarkbetragcs
ist in allen diesen Fällen der 1 . September 1923.

3. Bolle Umstellung auf ihren Goldwert erfahren die Steuer »
fchulden und die sonstigen Zahlungen auf dem Gebiete der
Reichssteuern, die nach dem 31 . August 1923 entstanden und
bis zum Inkrafttreten der Verordnung noch nicht bezahlt sind
( 8 2) . Lauten sie auf einen Papiermarkbetrag , so wird dieser
nach einem vom Reichsmintster der Finanzen festgestellten
Goldumrechnungssatz auf Goldmark umgerechnet. Für die
Umrechnung in Gold soll die Entstehung der Schuld matz ,
gebend sein , nicht die Fälligkeit . Der Zeitpunkt der Entstehung
der Steuerschuld ist unabhängig von Zufälligkeiten der Ver¬
anlagungsarbeit . Er »st für alle Steuerschulden gleicher Art
derselbe, und es soll also nicht inehr die Ungerechtigkeit sort-
dauern , dast bei anhaltender Geldentwertung der Schuldner
verschieden belastet wird, je nachdem der Steuerbescheid frü¬
her oder später zugestellt wird . Auch soll nicht mehr wie bis¬
her der Steuerschuldner aus der Geldentwertung zwischen
Entstehung und Fälligkeit der Schuld zu Lasten des Reiches
Nutzen ziehen. Das Reich erhält vielmehr den Anteil am Ein¬
kommen, Vermögen oder dem der Besteuerung unterliegenden
Gegenstand, der vom Gesetzgeber gewollt war , »»»entwertet .

Ter Zeitpunkt der Entstehung -der Steuerschuld bestimmt
sich für jede Steuerart besonders. So ist z . B . für die Ab-
schlustzahlungen auf die Einkommensteuer das Ende des vor¬
angegangenen Kalenderjahrs , für die Erbschaftssteuer der Tag' des Erbfalls , für die Grunderwerbssteuer reaelmästig der Tag
des Eigentumüberganges maßgebend. Der Papiermarkbctrag ,
der an diesem Tage zu entrichten war , wird nach den vom
Reichsminister der Finanzen festgesetzten Galdumrechnungs -
sätzen in Goldmark umgerechnet. Am Fälligkeitstage ist '' er
Papiermarkbetrag zu zahlen , der dem Goldmarkbetrag . ver¬
vielfacht mit dem geltenden Goldumrechnungssatz entspricht.

Wie von nu »» an das Reich seine Steuern wertbeständig
fordert , so wird es auch in Zu 'unft Beträge , die th»n- zu viel
gezahlt sind, wertbeständig erstatten (8 8) . Diese Grund¬
sätze gelten für alle Zahlungen , die nicht bis zum Inkrafttre¬
ten der Vergeltung bereits bewirkt sind . (§ 9. ) Was bis da¬
hin gezahlt und erstattet ist, »st erledigt.

2. Struergeldstrascn
Ist im Falle einer Hinterziehung oder einer anderen Zu¬

widerhandlung das Vierfache der Steuer als Strafe angedroht,
so wird dieser Vervierfachung die nach den allgemeinen Grund¬
sätzen des Abschnitts 1 aufgewertete Steuer zugrunde gelegt.
Die Strafe wird in Goldmart ausgesprochen.
3. Abwicklung der Vermögenssteuer und Zwangsanleihe

Vermögenssteuer für das Jahr 1923 und Zwangsanleihe er¬
bringen mit Rücksicht auf die der Vermögensbewertung zu¬
grunde liegenden Bestimmu»»gen Beträge , die auch bei Auf¬
wertung so geringfügig sind , dast die Kosten ihrer Veranlagung
und Erhebung außer jedem Verhältnis zum Ertrag stehen .
Dadurch würde die hieraus erwachsende Arbeit die Ämter in
unproduktiver Weise belasten und verhindern , dast sie für die
bevorstehende Arbeit, die der Erhebung wertbeständiger Steu¬
ern dient , frei sind . Vermögenssteuer und Zwangsanleihe
sollen daher für die Zukunft als erledigt angesehen -werden.
Verfahren , die sie betreffen , werden nur noch insoweit durch»
geführt , als sich auf die Veranlagung die Erhebung der Brot¬
versorgungsabgabe aufbaut .

Die Annahme von Zwangsanleihezeichnungen war bereits
vom 8. September 19W ab im Verordnungswege eingestellt
worden, um Zeichnungen zur Ausnutzung des hohen Börsen¬
kurses zu vermeiden.

4. Vereinfachung des Bcsteucrungsverfahrens
Der Freistellung des Verwaltungsapparates für die neuere

Aufgaben -dient die Ermächtigung in 8 13 , 1 der Verordnung ,
die finanzrechtlichen Streitigkeiten über kleinste Beträge , deren
Durchführung weder für den Fiskus noch für den Beteiligten
ein praktisches Interesse bedeutet, für erledigt zu erklären .
Unter dem gleichen Gesichtspunkt der Entlastung stehen die
übrigen Vorschriften des Abschnitts 4 . Von besonderer Be¬
deutung ist die Vorschrift, dast für Landesabgaben und andere
öffentlich-rechtliche Abgaben, die von den Behörden der Reichs-
finanzverwaltuitg verwaltet werden, in Zukunft das Recht der
Niederschlagung bei unverhältnismästiger Gerinafüg -gkeit
ebenso wie eine Reihe der übrigen , Vereinfachunqsbestimmun .
gen Anwendung finden . Dazu tritt die Ermächtigung für die
Regierungen der Länder , auch die Aufwertungsbestimmungen
der Verordnung für die Abgaben der Länder , Gemeinden (Ge»
meindeverbände) und sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper,
schäften unmittelbar im Verordnungswege nutzbar zu machen.

Die Verordnung ist mft dem 12. Oktober in Kraft getreten .
*

Durchführungsbestimmungen
Die Verordnung wird durch AuSführungsbestimmungen er¬

gänzt werden, deren Veröffentlichung unmittelbar bevorsteht
und die die Grundlage für die praktische Handhabung der
Vorschriften durch die ' Finanzämter und die Steuerpflichtige «
geben sollen . Um den -reibungslosen Übergang zu der neuen
Regelung sicher zu stellen, ist bestimmt worden , dast die
Steuerzahlungen bis zum Inkrafttreten der Durchführungs »
bestimmungen noch in Papiermark nach den bisher geltende»
Vorschriften und mit den in ihnen vorgesehenen Nachteilen »M
Falle verzögerter Leistung zu entrichten sind . Danach sind
bis zum Inkrafttreten dieser Durchführungsbestimmungen
z . B . für die erhöhten Vorauszahlungen auf die Einkommen»
steuer, Körperschaftssieuer und für die Rhein - und Ruhr -Ab-
gabe die schon bisher vorgeschriebene Aufwertung , dagegen
noch für dte Umsatzsteuer der Zuschlag in Höhe des Vierfache»
zu bezahlen.



y politische Ncuigkektcn
ftr hentigen Reichstagssitzung /

„ man überall mit Spannung entgegen . Wie quS Berlin
* * ,>R* t Wirb, hat die Entschlossenheit des Reichskanzlers mt
Späten « des Parlaments im ' Falle der Ablehnung des Er -

z^ tiaungsgesehes ihre Wirkung nicht verfehlt , denn kaum
^ Vartei und kaum vereinzelte Abgeordnete fühlen sich bei

Gedanken einer Neuwahl wohl . Auch zur Wahl gehört
we . wie für jede Kriegsführung , Geld, Geld und wiederum
W > und jeder einzelne - wie jede Organisation hat be, den
^ .tiaen wirtschaftlichen Verhältnissen genug Respekt davor,
chie deutschnationale Kreuzzeitung erklärt zwar , datz ste d,e

» ,ick»taasauflösung nicht fürchte, sondern im Gegenteil her-
UZÜhienwünscht , und die Zeit des Wahlkampfes könnte

dieser Partei in der Tat auch Gelegenheit geben, im Trüben

^
Auf^ r ganzen Linie von der großen Koalition bis zur ge¬

mäßigten Opposition der Bayrischen Volkspartei wind man aber

Uutt die Auflösung vermeiden und für das Gesetz stimmen.
Die Sozialdemokraten versichern im „Vorwärts "

, datz kein
«weifel über die Notwendigkeit besteht, die Einheit der Partei

M diesem Falle zu wahren. Die! sozialdemokratische Reichs-

tagsfraktion wird ,vor der um 1 Uhr beginnenden Sitzung des

Reichstags noch einmal zusammentreten . Bereits um 10 Uhr
wird aber der Appell abgehalten, ob alle Mann zur Stelle

11
Eine interessante Frage wirst das Zentrumsblatt „Ger¬

mania " auf . Es verwirft die genaue Befolgung des Wortlauts
des Paragraphen der Reichsverfassung über die Anwesenheit
von V* der Abgeordneten bei verfassungsändernden Abstim¬
mungen. Der Sinn dieses Gesetzes könne nur der sein, datz
die % überhaupt im Reichstagsgebäude vorhanden sind , also
nicht von der Abstimmung überrascht werden können. Wenn
Abgordnete aber mit Bewußtsein sich der Abstimmung fern¬
halten, so sei es etwas anderes , und es liegt sicher nicht im
Sinne der Verfassung, durch die Bestimmung der 14 Anwesen¬
den auf die Möglichkeit einer Obstruktion hinzuweisen.

Das Organ des Reichskanzlers, die „Zeit ", führt zur Klä¬
rung der Lage noch an, datz selbst im Falle der Ablehnung des
Ermächtigungsgesetzesdie Continuität der jetzigen Regierungs¬
politik keine Unterbrechung erleiden dürfe . Statt des mit be¬
sonderen Ermächtigungen ausgestatteten Kabinetts würde dann
dieselbe Regierung auf Grund des Ausnahmezustandes nach
§ 48 der Reichsverfassung ihre Aktion fortsetzen.

*
Berlin , 13. Okt . Das Reichskabinett hat sich gestern nach¬

mittag von neuem mit Notmaßnahmen wirtschaftlicher Natur
und mit der Vorbereitung neuer Notverordnungen beschäftigt,
die heute auch dann herausgegeben werden, wenn das Ermäch¬
tigungsgesetz nicht angenommen werden sollte. Dabei wird
wahrscheinlich auch eine Verordnung über die Einschränkung
der Einfuhr herauskommen.

Die Brotversorgung
Die Führer der Koalitionsparteie « im Reichstag haben

folgende Entschließung eingebracht:
„Ta vom 15. Oktober 1923 ab die Brotversorgung mit Brot¬

karten aufhürt und angesichts des in den letzten Tagen ein»
getretenen Währungsverfalls die Gefahr besteht, datz die Brot¬
versorgung eines großen Teils des Volkes auf außerordent¬
liche, die innere Ordnung und Ruhe gefährdende Schwierig¬
keiten stößt, fordert der Reichstag die Reichsregierung auf ,
bis znr Festigung der Währung die Brotversorgung zu er-
schwinglichen Preisen zu sichern und zwar zunächst durch Fort ,
führung der gegenwärtigen Markenbrotversorgung bis Ende
des Monats ."
Dieser Antrag der Koalitionsparteien ist das Ergebnis

schwieriger Verhandlungen , die geführt wurden , nachdem 'be¬
kannt geworden war , daß die Reichsregierung beabsichtige , die
am 15. Oktober in Aussicht genommene Verbilligung des
Brotes für Sozialrentner , Kriegsbeschädigte, Armengeldemp -
fänger, Kleinrentner und Erwerbslose erheblich einzuschrän¬
ken . U. a . sollten nur die kinderreichen Familien unter gewissen
Voraussetzungen verbilligtes Brot erhalten . Für die übrigen
Bedürftigen und Rentner war dagegen ein Ausgleich bei den
Rentcnbezügen geplant . Ein Teil der für die Brotvevbilligung
cingegangenen Mittel soll nach Mitteilung der Reichsregierung
und des Reichsarbestsminifteriums zur Kinderspeisung und
zur Verbilligung von Milch verwand-t werden, da etatsmäßige
Mittel für diesen Ziveck nicht mehr verfügbar seien.

Lebeirsinittelunrnhen
haben sich in verschiedenen Orten des besetzten Gebietes ereig¬
net. In Wiesbaden kam es verschiedentlich zu Unruhen und
Plünderungen . Die Lage wird dort als sehr ernst betrachtet.
In Höchst a . M . wurde bei den Demonstrationen der Erwerbs¬
losen Steine gegen die Polizisten geworfen . Diese gaben meh¬
rere Schüsse ab. Ein Arbeiter wurde getötet , drei schwer und
zwei leicht verletzt . Die Menge drang in verschiedene Lebens¬
mittel- und Konfektionsgeschäfteein und plünderte . Die Grenz -
zwischen Frankfurt a . M . und Höchst ist seit Freitag vormittag
verschärft gesperrt! Aruch in Köln kam es zu Zusammenstößen .
In Berlin versuchten etwa 1000 Personen das Rathaus in
Schöneberg zu stürmen . In Berlin -Moabit kam es zu einem
Zusammenstoß zwischen einem Erwerbslosentrupp und Polizei .
Einige Schaufenster von Geschäften gingen in Trümmer . Zwei
Männer wurden festgcnommen und zum Polizeirevier ge¬
bracht ; verletzt wurde niemand ernstlicher.
Die fozialdemokratisch -ksmmunistische Einigun g

in Sachsen
Im sächsischen Landtag gab Ministerpräsident Dr . Z e i g -

« er namens der neuen sozialdemokratisch-kommunistischen
Regierung eine Regierungserklärung ab , in der sich die neue
Negierung als die Regierung der republikanischen und prole¬
tarischen Verteidigung bezeichnet . Die werktätigen Schichten
ganz Deutschlands seien aufs schwerste bedroht . Das Groß¬
kapital sei zur Offensive übergegangcn . Die Schwerindustrie
im Ruhrgebiet diktiere den Zehnstundentag und verhandle mit
der Besatzungsbehörde. Die Regierung wolle gestützt auf die
Arbeiter, Angestellten und Beamten , Kleinbauern , die freien
Gerufe und die sinkende Mittelschicht die großkapitalistische
Militärdiktatur abwehren . Im Reiche werde sich die sächsische
Regierung für Iwirtschaftliche und finanzielle Maßnahmen
einsetzen , um dem Verfall der Mark und der Staatsfinanzen
borzubeugen. Sie werde eintrcten für die Erfassung der
Sachwerte , für die Produktionskontrolle , Erhaltung des Acht¬
stundentags, Erfassung der Devisen , Schutz und Erweiterung
der Rechte der Arbeiter , Wiedereröffnung der stillgclcgten Be¬
triebe, Sicherung der Lebensmittelversorgung . Unter Hinweis
auf die Verhältnisse in Bayern und in den besetzten Gebieten
erklärt die sächsische Regierung zum Reiche zu stehen und für
die Einheit Deutschlands bis zum äußersten zu kämpfen.

Die Deutschnationalen brachten einen Misttrauensantrag
ein , der in der nächsten Sitzung zur AbstiiWrung kommen
soll.

*
Der sächsische Geschäftsträger in München , d . Dziembowski,

veröffentlicht in der Münchener Presse eine Erklärung , daß
er aus eigenem Entschluß seine Entlassung gefordert und dic-
sen Schritt in einem Schreiben mit dem Eintritt der Kommu¬
nistischen Partei in die sächsische Regierung begründet . Der

JUti - pMitztarifchon Husdeiitschgtzen:. stj, . der Aufruf ,
zürn Bürgerkrieg . Sein Verbleiben- im Amte würde gleichde».
deutend sein mit der Erklärung , einer Regierung Dienste zu
leisten, die feines Dafürhaltens von jedem ehrlichen Deut¬
schen aufs schärfste bekämpft werden müßte .

Kurze Oacbrickten
! Die Reise von Prof . Bosch nach Amerika. Zu einer Meldung
des „Daily Telegraph " über die privaten deutsch-amerikanischen
Finanzverhandlungen , wird der , N . Bad . Landesztg .

" von un¬
terrichteter Seite mitgeteilt , daß Professor Dr . Bosch, der Ge¬
neraldirektor der Badischen Anilin - und Sodafabrik , nicht in
Gemeinschaft mit anderem Industriellen , insbesondere nicht
unter Führung des Direktors der Stinneswerke , Alfred Pott ,
nach Amerika gereist ist, sondern aus eigener Initiative und
lediglich , um sich über die Lage der verwandten Industrien in
den Vereinigten Statuten zu informieren .

Die Beamtengehälter . Der Haushaltungsausschuß des Reichs¬
tages stimmte am Freitag der erneuten Anpassung der Be-
amtengehälter usw . an die Geldentwertung für das zweite
Biertel des Monats Oktober zu . Für diesen Zeitraum soll
noch einmal das Dreifache des bisherigen Teuerungszuschlages
für die zweite Oktoberwoche , am 18v Oktober soll für die
dritte Oktrbrrwoche als Teuerungsznschlag noch einmal das
Monatsgehalt ausgezahlt werden.

Kein Ermächtigungsgesetz für Preußen . Die Meldungen ,
daß auch die preußische Staatsregierung im preußischen' Land¬
tag ein Ermächtigungsgesetz nach Muster des im Reich geplan¬
ten zu unterbreiten gedenke , sind , wie das B . T . erfährt , un¬
richtig. Es wird dem Blatt zyfolge angenommen , datz man
in Preußen mit dem durch die Verfassung geschaffenen Stän¬
digen Ausschuß auskommen wird.

Der Zerfall der Zentralarbeitsgemeinschaft . Fm Gegensätze
zu anderen Meldungen behauptet die „Vossische Zeitung "

, datz
wenig Aussicht auf das Fortbestehen der Zentralarbeitsgemein¬
schaft bestehe . Nach dem Austrittsantrag des wirtschaftspoli¬
tischen Ausschusses des Gewerkschaftsringes teilte der AfaHund
mit , daß auch seine großen Organisationen schon vor längerer
Zeit ihre Vorstände beauftragt hätten, einen Austritt aus der
Arbeitsgemeinschaft herbeizuführen , die im übrigen praktisch
schon seit Monaten ihre Tätigkeit eingestellt hätte .

„Die Reichswehr soll aufgelöst werden". Aus Berlin wird
gemeldet : Die von Berlin aus verbreitete Nachricht , daß die
neueste Note NolletS an die Reichsregierung eine neue Ent¬
waffnungsaktion , wenn nicht gar die Auflösung der Reichswehr
fordere, wird von der Reichsregierung als unwahr bezeichnet.
Die „ Deutsche Zeitung ", von der die Meldung stammt , ist
deshalb verboten worden.

Neumark-Etat in Bayern . Nach den „Münchener Neuesten
Nachrichten" soll der bayerische Staatshaushalt 1924, wenn die
geplante neue Währung in absehbarer Zett kommt, in Ncu-
mark aufgestellt werden. Damit würde zum ersten Male
nach mehreren Jahren wieder eine sichere Grundlage für den
Haushalt gegeben sein .

Die Kohlenvorräte Berlins sind, wie der Oberbüraermeister
in der Stadtverordnetenversammlung mitteilte , erschöpft . Nur
eine Änderung der Kohlenpreispolitik der Regierung könne die

städtischen Werke retten .
Die Schlüsselzahl des deutschen Buchhandels beträgt ab

heute 1,1 Milliarden .

Ein Mordanschlag auf den rumänischen Ministerpräsidenten
Bratianu wurde entdeckt. Die Bukarester Polizei verhaftete
am 10. Oktober zehn Universitätshörer , die sich zur Audienz
bei Bratianu melden ließen , um Hu zu ermorden, während
Genossen der Verhafteten die übrigen Mitglieder der Regre-

rung töten sollten. Es gelang auch , das Waffenlager der ru¬

mänischen Fascisten aufzudecken . Bisher wurden zahlreiche
Personen , darunter hervorragende PoMiker verhaftet .

Dadiscke Llebersickt
Mobilmachung ?

Unter der Überschrift „ Mobilmachung" verschickt der kom»

munisttsche Reichsausschuß deutscher Betriebsräte in Weimar

unterm 7 . Oktober d. I . ein Rundschreiben, in welchem ange¬

ordnet ist, innerhalb 6 Tagen Hundertschaften aufzustellen und

die Gewerkschaften zu fragen , was sie zur Vorbereitung des

Kampfes gegen die Militärdiktatur und die jetzige Teuerung

zu tun gedenken . In den Betrieben sollen täglich Belegschafts¬

versammlungen stattfinden, um zur Lage Stellung zu nehmen .

Am 18. Oktober sollen die Delegiertenwahlen für den Betriebs¬

rätekongreß abgeschlossen sein . Es ist ja richtig, die wirtschaft¬

liche Not ist infolge der fortdauernden Geldentwertung außer¬
ordentlich groß, die politischen Zustände infolgedessen nichts

weniger als erfteulich ; ob aber die Zustände sich irgendwie

bessern, wenn anstatt zu arbeiten jeden Tag Versammlungen
stattfinden , das ist billigerweise doch zu bezweifeln. Nur die

Ruhe kann jetzt an den für die Wirtschaft und für das Reich

existterenden Gefahren vorbeisiihren.

Die Erwerbslosenfürsorge für das besetzte Gebiet
P .A. Als Teil -Maßnahme der Aufgabe des passiven Wider¬

standes sind nach vorangegangenen Besprechungen mit den
Spitzen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände Anord¬
nungen der Reichsregierung über die Überleitung der beson¬
deren Erwerbslosenfürsorge des besetzten Gebietes auf die all¬
gemeine EvwerbSlosenfürsovgeergangen.

Nach den hierfür ausgestellten Richtlinien tritt für alle Ar¬
beitslose , die sich seit mindestens 6 Wochen außerhalb des be¬
setzten Gebietes aufhalten , die besondere Erwerbslosenfürsorge
ab 36. September 1923 außer Kraft ; es gelten von diesem Zeit-
punft an die Bestimmungen der allgemeinen Erwerbslosen ,
fürsorge . Für die Erwerbslosen , die sich innerhalb des besetz¬
ten Gebiets und dem , dem besetzten Gebiet gleich zu erach-
tenden Gebiet aushalien , wird für die laufende Woche vom
1 . bis einschließlich 7. Oktcber die Erwerbslosensürsorge in
gnau derselben Höhe gewahrt, wie für die Woche vom 24. bis
30! September 1923. Vom 8. Oktober ab erfolgt die Erwerbs -
losenunterstützunq im besetzten Gebiet ausschließlich nach dem
für das unbesetzte Gebiet geltendem System (Verordnung vom
1 . November 1921) , insbesondere hinsichtlich der Gliederung
nach Ortsklasse, Geschlecht. Alter , Familienstand und hin¬
sichtlich der Voraussetzungen, unter denen die Unterstützung
gewährt wird. (Prüfung der Bedürftigkeit) .

Über die Höhe der Unterstützung wird bestimmt, daß für
die Zeit vom 8 .—17 . Oktober das Doppelte, und für die Zeit
vom 17 .—31 . Oktober das 1 )4fache der Häuptnitterstützungs -
sätze des unbesetzten Gebiets gewährt wird . Familienzuschläge
werden von vornherein in der einfachen Höhe des u,Ersetz -

ten Gebiets gc,währt.

. W1 - November . UM ist der völlige -Übergang zu den Sätzen
des unhesetzten Gebiets in Aussicht - genommen. - . . . .

Mir die Kurzarbeiterunterstützuag . gelten ab 8. Ottober die
Bestimmungen , wie sie für das unbesetzte Gebiet getroffen find. '
Demnach beträgt die Kurzarbeiterunterstützung die Differenz -
zwischen dem halben verbleibenden Arbeitsverdienst und dem
114fachen Betrag der ErwerWlosonunterstützung, aber nic^ >
mehr als die volle Erwerbslosenunterstützung.

Das Gesetz über Wiedereinstellung und Kündigung in Tei¬
len des Reichsgebietes vom 17. Juli 1923. das die Kündigung •
und Wiedereinstellung der Arbeitnehmer im besetzten Gebiet,
Einbruchsgebiet und in den ihnen gleichznstellenden Bezirken
regelt , bedarf der Prüfung der Rheinlandkommission. Der
Antrag ist von der deutschen Reichsregierung eingereicht : die
Antwort steht noch aus .

Kartoffelliefcrung
Der Verband bad. Landw. Genossensckaften Karlsruhe

schreibt im Bad . Landw . Genossenschaftsblatt: Landwirte ,
liefert Kartoffeln in die Städte ! Gegen die Geldentwertung
könnt Ihr Euch schützen durch sofortigen Bezug von Bedarfs¬
stoffen, die Euch jedes Lagerhaus und jede Zweigstelle gerne im
Tauschwege gibt. Vor allen Dingen muß vermieden werden ,
daß jetzt kleine, mitten in landwirtschaftlichen Gebieten lie¬
gende städtische Gemeindolvesen, deren Bevorratung auch im
Frost noch leicht ermöglicht sein wird, sich bis zum nächsten
August eindecken , während die großen Mägen des Landes
nicht einmal die Kartoffeln für die nächsten Tage haben.
In Karlsruhe werden die Kartoffeln pfundweise verteilt . Wir
-bitten sämtliche Lagerhausgenoffensckaften und wachen cs
den Zweigstellen ' zur Pflicht, bei den Lieferungen zuerst an die
großen Plätze des Landes heran zu geben .

An die einheimische Bevölkerung richten wir die Mahnung ,
doch besonnen z^ bleiben und zu berücksichtigen, daß die Kar .
toffelernte erst einsetzen kann. Weite Flächen stehen noch völ¬
lig grün . Es wäre ein Schade für die Menge und die Güte
der Kartoffeln , .wenn sie jetzt herausgeriffen werden. Die
Nachrichten aus Norddeutschland über den Ernteausfall lauten
beruhigend und auch bei uns zeigt sich jetzt, daß die Ergebnisse
besser sind als wir befürchtet hatten .

Kurze Nachrichten aus Kaden
Die Schlüsselzahl des badischen Einzelhandels beträgt für

Samstag , 13 . Oktober, 135 Millionen (Vortag 180 Millionen) .

'DZ . Freiburg i . Br ., C. Oll . Zur Beschaffung 'der Mittel
zur Deckung außerordentlicher Ausgaben und Verstärkung
der bisher unzureichenden Mittel zur Förderung des Woh¬
nungsbaues , macht der Stadtrat dem Bürgerausschutz den
Vorschlag, eine wertbeständige Holzanlrihe bis zum Höchst¬
betrage von 60 000 Festmeter Nadelnutzholz 3/ Klasse durch
Ausgabe von Schuldverschreibungen auf den Inhaber zu be-
gelben. Die Verzinsung soll 6 Prozent betragen. Die Anleihe
soll mit 3 Prozent unter Zuwachs der durch die fortschreitende
Tilgung sich ergebenden Zinsevsparnissen getilgt werden. Ver¬
zinsung und Tilgung sollen jährlich auf den 1 . Oktober er¬
folgen . Die Tilgung soll entweder durch freihändigen Rück¬
kauf oder durch Auslosung , erstmals am 1 . Oktober 1926, er-
folgen .

Freiburg i Br ., 9 . Okt . Der Notgemeinschaftdeutscher Wis¬
senschaft wuroen kürzlich , It. „Freiburger Zeitung"

, von hiesi - -
figer privater Seite Röntgenspektrographen mit wertvoller
Kristalloptik im Gesamtwert von 2000 Goldmark gestiftet als -
Gegenleistung für eine. Geldspende der Kaiser-Wilhelm-Gesell-
schaft für Physik, die dem hiesigen Spender auf Empfehlung
von Professor Einstein vor 4 Jahren überwiesen wurde, um
feine erwähnte Erfindung für die Wissenschaft nutzbar zu.
machen. Das Gegengeschenk beweist, daß es auch gelungen ist,
das zunächst rein wissenschaftliche Instrument technisch und
wirtschaftlich zu verwerten .

Badenweiler , 7 . Okt. Der Eigentümer des vor dem Karls¬
stollen gelegenen Grundstückes bat, laut „Markgräfler Nach»
richten ", die von dem Bergwerke bereits ftüher angobotene
Entschädigung abgelehnt und Räumungsklage auf sofortige
Einstellung der Benutzung seines Grundstückes , welches bis
zum 1 . Oktober 1923 an das Bergwerk verpachtet war , er¬
hoben. Die Aussetzung des Prozesses bis zur Erledigung der
berggesetzlich vorgeschriebenen Verhandlungen vor der Berg -
Behörde und das Bezirksamt wurde abgelehnt. Die Berg¬
werksverwaltung hat aus diesem Grunde den zirka 60 Berg -

j leuten und Beamten am Karlsstollen auf kürzeste Frist kündi¬
gen müssen.

DZ . Bad Dürrbeim , 12. Okt. Die Firma Andreas Wiirthner ,
Uhrenfabrik in Villingen, erwarb für 24 000 Goldmark hier
das Hotel „Schwert "

, das zu einem Fabrikbetrieb verwendet
werden soll . Vorerst können 150 Arbeiter Beschäftigung fin¬
den ; durch einen eventuellen Anbau im Frühjahr hofft man
weitere 100 Arbeiter einstellen zu können . In Villingen und
Schwenningen sind zurzeit urgefähr 250 Arbeiter aus Dürr¬
heim beschäftigt, die dann alle am hiesigen Orte Arbeit finden
würden .

D .Z . Singen a . H ., 11 . Okt . Die Arbeiten an dem Bau de»
Aachbrücke sind so weit vorgeschritten, daß der Bau demnächst
seiner Vollendung entgegengeht. Da über diese Brücke einer¬
seits der Weg zu dem neuen Schrffelhaus, andeverseits der
zum Hohentwiehl geht, ist angeregt worden , die Brücke nach
ihrer Fertigstellung Scheffelbrücke zu nennen. .

Ans der Landeshauptstadt
Der Zuckerpreis. Der rechnungsmäßige Kleinhandelspreis

für Kristallzucker beträgt ab 11 . Oktober 1923 156 Millionen ,
Die anderen Sorten erhalten einen geringen Zuschlag .

Landestheater . Am Sonntag , den 14 . d . M . gelangt PucciniS
dreiaktige Oper „Tosca " neueinstudiert zur Aufführung .
Das Werk wurde hier seit 18 Jahren nicht mehr gegeben und
wird inszeniert von Oberregiffeur Stang . Die musikalische
Leitung hat Kapellmeister Schwüppe . Die Titelpartie singt
Frau Brügelmann . In den übrigen Hauptpartien sind be¬
schäftigt die Herren Balve, Maß , Loichinger , Warih , Watzke
und Wehrauch . Beginn der Vorstellung um 6)4 Uhr. — Wie
bereits beiten nt gegeben, hat das Badische Landestheater Hans
Pjfitzners dreiaktige musikalische Legende ;,P a l e st p.i n a ",
die bereits an einer Reihe der ersten Bühnen Deutschlands de»
stärksten und nachhaltigsten Erfolg der letzten Jahre gezeigt
hat , zur Aufführung erworben. Tie Erstaufführung ist für
den 25. Dezember vorgesehen. Das Werk stellt an alle Aus-
führenden die größten Anforderungen . Demzufolge ist die
musikalische Vorbereitung bereits feit längerer Zeit im Gange ,
die szenischen Proben nehmen demnächst ihren Anfang . —>
Am Montag , den 15 . d . M ., abends 7 )4 Uhr , findet das I . Sin¬
fonie -Konzert des Badischen LandeSthcater-,Orchesters statt»
Das Programm umfaßt folgende Werk : Orchestermite C-dur
für Streicher , 2 Oboen und Fagott von Bach, Sinfonie -A-dnr ,
Küchl . Verz . Nr . 201 von Mvzart , Concerto gfrosso III e- moll
von Händel und Beethovens I . Sinfonie . Die drei erstell

' Werke werden erstmals hier zur Wiedergabe gelangen. Di «'
' musikalische Leitung hat Operndirektoi Lortolezis.



Danbel und MUrtscbakt
Berliner Dsvllennotternngs «

am 13. Oktober vpevöe - ltch
Mittelkurse : Tendenz fest, aber still.

Amsterdam
Kopenhagen
Italien
London
Rewyork
Paris .
Schweiz
Prag .

13 . Dtofet
2100090000

25 000 000000
5150 000 000

332000000
988000000
165 000000

« m« . Stittntt

1550100000 --
698 250000 —
17SB000S -

1795500000—
3 990000000 —

239 « tOOOO. -
MWiÜOO—
117 7»; 000—

Hart » . 12 . Ott
* ritf

15(3900000.
701750000 .
180 (50000 .

1801500000.
4010000000.

210600 000 “
711775009

. 118 295000 .“
Die kleine Ziffer bedeute« die Zuteilung in Prezent .

Amtlich« Dollornotirrnng der Franffnrter Börse
vom 12 . Okt. : Geld 4 987 500 000, Brief 5112 500000.

Wertbeständige Anlage »»
Zur Anlage für Mündelgelder »nd alS wertdestSndiGe Effekte»

find zugelaffen :
Letzter Kurs : (in Tausend Mark)

5®/, Badische Kohlenwert- Anleihe . . 20 0000006*/» Mannheimer Kohlenwert-Anleihe . . . . ca . 18 000 000
5*/, Rhein-Mmn -Donau -Gold-Anleihe . . . . ca. —
7*1, NeckArwerke Geldanleihe . . ca. —
5% Preaßische Kali-Anleihe pro IM kg . . . ca . —
5*

1, Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca- —
5®/, Süddeutsche Festwertbank- Oblig. ca. —
Doilarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca . 5 000 OOOG ildanleih« d - Deutschen Reiches . . . . ca- —

Ferner nennen wir noch die nicht mündelsichere5®', wertbeständige Anleihe Freudenberg Carl ,G - m - b- H ., Lederfabrik Weinheim . . . ca. 10M 000

Notierungen an der Mannheimer Produktenbörse vom 11.Oktober : 1 Zentner Weizen 9 Milliarden , Roggen nicht ro¬tiert , 1 Zentner Heu 628 Millionen .
Herabsetzung der Kohlenpreise. Nachdem das Reichskabinettim Interesse der allgemeinen Wirtschaftslage und im Rahmender gegen den Währungsverfall sonst geplanten Maßnahmendie Beseitigung der Kohlensteuer beschlossen hatte , befaßten

sich die Organe der Kohlenwirtschaft am Freitag erneut mitder Kohlenpreisfrage , um die in diesem Kabinettsbeschluß lie¬
gende Tendenz zu stützen. Es wurde , wie aus Berlin gemel¬det wird , beschlossen, die Kohlenpreise nicht nur im Betrageder Kohlenstener zu kürzen, sondern darüber hinaus eine Er¬
mäßigung der Rettokohlenpreise um 10—15 Prozent vorzu¬nehmen . Die jetzt geltenden Verkaufspreise der Gruben in
Goldmark werden durch diesen Beschluß in Verbindung mitdem Fortfall der Kohlensteuer mit Wirkung vom 15. Oktober
für die wichtigsten Reviere um etwa 30 bis 35 Prozent herab¬
gesetzt.

Slaatsanzeiger
Wehrkreiskommando V

(5. Division)
Abt. I c. R. 4135 .

Berfügung .
Für die Dauer des Ausnahmezustandes wird bestimmt:
1. Jede Neuerscheinung von Zeitungen unterliegt meiner

Genehmigung . Diese ist mit genauen Angaben über Zieleund Zwecke sowie Art und Form des Erscheinens bei mir
zu beantragen .

2. Die Herstellung und der Vertrieb von Flugblättern poli¬
tischen Inhalts sowie Maueranschlägen solchen Inhaltssind verboten.

3. Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen werden
nach Z 4 der Verordnung , des Reichspräsidenten vom 26.September 1923 bestraft.

Stuttgart , den 5. Oktober 1923.
Der Militärbefehlshaber :

gez . Reinhardt , Generalleutnants

Bekanntmachung.
Die Beiltriige für die land - und forstwirtschaftliche Unfallver¬

sicherung.
Mit Rücksicht auf die durch die Geldentwertmig verursachteaußerordentliche Aufwandssteigerung der badischen landwirt¬

schaftlichen^ Berufsgenossenschaft wird eine dritte Nachtrags-

Umlage in Höhe de» dreißigfachau Betrag » der zweiten Rach-
traasumlage erhoben.

Demgemäß ist vom Vorstand der badischen landwirtschaft¬
lichen Berufsgenoffenschaft der nackzuentrichtende Beitrag auf
OOOOOO M.

Reuahuadertlausend Mark
von je 106 M . Arbeitswert (des Jahres 1921 ) festgesetzt Won-
den . Die Umlage ist in drei Monatsterininen erstmals auf30 . Oktober 1923 mit je dem lOfachen Petrag der zweiten
Nachtragsunilage zahlbar . Bei verspäteter Zählung tritt ein
Verzugszuschlag von 30 v. H. für den Monat ein. Der Ge-
nossenschastsvorstand behält sich das Recht vor, bei weiterer
Geldentwertung die auf 30. November und 30 . Dezember 1923
fälligen Beträge durch einen Entwertungszuschlag zu erhöhe»,.Durch Bezahlung des gesamten Betrags bis 30. Oktober 1923
wird der Pflichtig« auch von den künftigen Entwertuiugszu »
sch lägen befreit.

Gemäß 8 57 der Verordnung vom 31. Dezember 1912 , den
Vollzug der Reichsverficherungsordnung hinsichtlich der Ver¬
sicherungsbehörden und der Unfallversicherung betr . (® . B. Bl.©. 479 ) dringen wir dös zur öffentlichen Kenntnis .

Karlsruhe , den 9 . Oktober 1923 .
Badifch «S LaadrsversichernngSamt .

Krems . Metzer.
Die durchschnittlichen JahreSarbestSverdienst « land - und forstwirt¬

schaftlicher Arbeiter werden auf Grund der §§ 151, 149 RVO . auf
Stnorbnung des Badischen Arbeiisministeriums von» 1. Oktober 1923
unter Berücksichtigungder am 1 . Januar 1913 gütig gewesenen Be¬
träge vervielfacht mit dem Durchschnitt der Relchsindegahl d«S Vor¬
monats neu sestgesrst wie fotzt :

Jahresarbeit
männliche Peffonen im

Mer

»verdienst für
weibliche Personen im

Atter
Amtsbezirke
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in Millionen Mark
M Ji Jt Jt jt Jt Jt Jt

1 . Breisach . . 1842 4422 7371 8476 1842 3685 5528 62652 . Emmendingen . 1842 4422 7012 8108 1842 3685 5528 6265
3. Etlenheim . . 1842 4054 6633 810» 1842 3685 5528 62654. Freiburg

1 . Stadt
»>f. landw. Arb. 1842 5159 11056 110561842 3685 7371 7371
b) f. sofftw. Arb . — — 1253012530 — — 7749 77392. Land

l . sürd. Gemeinden
Au. Buchheim. Eb-
ringen.Gundelfing.,
Hochdorf , Hugstett.,
Kirchzarten, Lehen,
Mengen,Merzhaus.,
Munzing ., Revers-
haus.,Opfingen, St .
Georg ., Schallstadt,
Scherzing., Sölden , .
Tiengen , Umkirch,
WalterShof., Wild¬
tal, Wütnau, Wol-
fenweiler . . . 1842 4054 6633 8108 1842 3685 5896 6265
II . für die übrigen

Gemeinden . . 1842 4054 6633 8108 1842 3685 4791 6265
5 . Kehl . . . . 1842 5528 8108 9213 1842 4054 6265 7371
6. Lahr . . . 1842 5159 7739 8845 1842 4054 5896 6633
7, -Lörrach . a . 1842 15265 9213 110561842 4791 6265 7371
8. Müllheim . . 1842 4054 7739 9213 1842 3685 5528 6633
9 . Neustadt . . 1842 4791 7739 8845 1842 3685 5896 6633
10 . Oberkirch . . 1842 5159 6633 810811842 4054 5528 6265
11 . Offenburg . 1842 5159 6633 8106 1842 3685 5528 6265
12 . Schönau

a) f. landw . Arb . 1842 5528 8108 8845 1842 4054 5896 6633
b) f. forstiv . Arb. — — 9213 9582 — — — —

13 . Schopfheim . 1842 5528 8476 9582 1842 4791 6633 7371
14 . Staufen . . 1842 4791 7739 9213 1842 4054 6633 7371
15 . Waldkirch. . 1842 4054 6633 8108 1842 3685 5528 6265
16 . Wolfach . . 1842 5528 8470 9582 1842 4054 5896 6633

Die DrlMäftat in dem Bezirke deS OberversicherunaSo» «« ,Mannheim werden gemäß §§ 149 st. R .V .O mit Wirkttrach ^ '
1. Oktober 1923 für den Monat Oktober wir folgt ftstgeŝwobei zufolge höherer Anordnung die am 1 - Januar 194* '
maßgebend gewesenen Sätze und die neueste Reichsinderz«« -
für Lebenshaltungskosten als Grundlage angenommen woch«

Bezirk de» Ber-
ficherungSamtS

oder der
Gemeinde

OrtSlohn gewöhnlicher Tagarbeiter
im Alter von

Obtt
21 Jahr »

16 Mt 21
3-h- k

a

«n tr 16 Jabrr»
14—16 Jahr. I um . ltzätzt

in Millionen Mark

Unser« Festsetzung vom 25 . IX . 23 wird hiermit ausgehoben. '
Freiburg , dm 8. Oktober 1923 .

Badisches Oberverficherungsomt .

1 . Adelsheim
2. Boxberg
3. Buchen
4. Eberbach
5. Eppingen
6 . Heidelberg
7 . Mannheim :
a) Mannh .-Stadt

m . Vororten
b) übr . Gem
8 . Mosbach
9. Schwetzingen

10. Sinsheim
11 . Tauberbischh.
12 . Weinheim
13 . Werthem 96 72 88 64 60 48 32 38
14. Wiesloch:
a) Wiesloch-Stadt

u . Walldorf
b) übr . Gem.

Bis auf Weiteres erfolgt die Festsetzung monatlich mit Wim
kung vom 1 . Montag im Monat auf Grund der am 1 . 1. 1914
gütig gewesenen Ortslöhne ver' elfacht mit der ersten in jede»Monat vom Statistischen Reichsamt veröffentlichten Reichsindex»zahl der Lebenshaltungskosten .

Mannheim , den 4. Oktober 1923 .
Bad. Oberverfichernug samt .

Die Ersatzleistungen der Gemeinden und Grundeigentümer
für die Arbeiten der Bermeffungsämter betr.Auf Grund der Verordnung des Arbeitsministeriums vo»12. Juli 1922 , die Ersatzleistungen der Gemeinden und Grund¬

eigentümer für die Arbeiten der Bermeffungsämter betr . (GV. Bl . S . 486 ) werden die Gebührensätze für die ersatzpflichti¬
gen Arbeiten der Vermessungsämter -mit Wirkung vom 1. Ok¬tober d. I ., wie folgt festgesetzt :

Au 8 1 Ersatzleistungen der Gemeinden:
Für sede Stunde Zeitaufwand bei Zimmerarbeiten amDiensffitz 84 Millionen Mark , im übrigen 114 Millionen Mark.Zu A 2 Ersatzleistungen der Grundeigentümer :
Für sede Stunde Zeitaufwand bei Zimmerarbeiten am

Diensffitz 104 Millionen Mark , im übrigen 114 ^MillionenMark .
Karlsruhe , den 11 . Oktober 1923 .

Badische Waffer- und Straßenbaudirektian .Pr . Paul . Müller .
personeller Teil

Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw .
der planmäßige« Beamten.

Aus dem Bereich des Justizministeriums-
Ernannt :

Amtsrichter Pr . Johann Riebet in Karlsruhe zum Ober¬
amtsrichter in Neustadt unter Zurücknahme seiner Versetzung
nach Wolfach

Zurückgenommen auf Ansuchen:
die Ernennung des Oberamtsrichters August Straub i«Wolfach zum Landgerichtsrat in Karlsruhe .

Zuruhegesetzt auf Ansuchen:
Oberamtsrichter Eduard Krimmer in Kvnstzrnz ; Gerichts¬vollzieher Lorsnz Evers in Lahr .

Entlaffen auf Ansuchen :
Landgerichtsrat Pr . Eduard Bührer in Karlsruhe .Badisches Landestheater .

Samstag, 13 . Okt. 7 b . n . 95/. Uhr . 8p . 13 .50 M.Th .-Gem . B .V .B. Nr . 4801 - 5200.Zu
M^ ten Vvn Marquis von Keith .

Schauspiel in 5 Aufzügen von Frank Wedekind .

II . I « de» übrigen Gemeinden des Amtsbezirks Karlsrnhe:

Sonntag, den
Landntheatcp .

6V,b. g. 9Uhr . Sp. I6 .00M.Th .-Gem. B.V .B.
Nr . 1901 -2100, 2801 -2900.

einstudiert: ToSCa .
Oper von Puccini .

10. Oktober.
Konzerthans .

7- 10 Uhr.
Park . I 2.50 M-

Die versunkene
Glocke .

a) für Männer : Millionen
über 21 Jahre 122
von 16—21 Jahren 105
unter 16 Jahren

b) für Frauen :
61

über 21 Jahre 81
von 16—21 Jahren 73
unter 16 Jahren 57

rlsruhe , den 9. Oktober 1923. O .Z . 115
Bad . Bezirksamt . - Bersicherungsamt .

A Dienstag , 16. Okt, 8 Uhr, Eintracht ^>> Lieder - und Duettenabend B
Tilli Redlich ----- -

Hedy Enderle
ItfUHut : lw| . Vii(t-$d >iAirt, Tktri. likmirirBrahms , Plüddemann , Wittenberger (Duette ),Strauß , Schweikert , Reger (Duette )Kart en zu 1 .50, 1 — und 0.50 Index -Mark bei |

Kurt Neufeldt, WaJdstr . 39
Dt« Festsetzung der OrtSlöhrre nach der Reichs-

verficheruugSordnung betr.Mit Entschließung des Bad . OberverficherungsamtSKarlsruhe vom 4. Oktober 1923 Nr - 1170 wird dasgemäß 88 149 ff- R .V-O - für den - Bezirk des Ver-
ficherungsamts Karlsruhe mit Wirkung vom 24. Srp -tember 1923 festgesetzte ortsübliche Tagesentgelt ge¬wöhnlicher Tagearbeiter (Ortslohn ) mit Wirkung vom1. Oktober 1923 wie folgt neu bestimmt:

kmWWW beim fflnralpg mb We¬
lling Der MertimMge fit Die 8WM.

Die Verhältniszahl für Ermäßigungen beim Steuer¬
abzug beträgt vom 14. Oktober an zweiuuddretsttg
für Sachbezüge vom 16 . Oktober an fünf ( s . Bekannt¬
machung vom 4. ds . Mts .).

Karlsruhe , den 12 . Oktober, 1923 .Dt« Finanzämter Stadt und Land.

Pensionen .

a) für Männer : Millionenüber 21 Jahre 146von 16—21 Jahren 130unter 16 Kahren 89
b) für Frauen :

über 21 Jahre 105von 16—21 Jahren 89
unter 16 Jahren 69

Die Ruhestandsbeamten und Beamtenhinterbliebenen
erhalten für die Zeit vom 9.— 16 . Oktober eine weitere
Nachzahlung. Auszahtung an die auf die Landes¬
hauptkaffe angewiesenen, hier wohnhaften Empfänger
geschieht bar am DienStag , de« 16. Oktober, vormittags9— 12 Uhr und nachmittags 8— a Uhr.

Gegen Ende der Woche erfolgt voraussichtlich eineweitere Zahlung ; Auskunft erteilt die Landeshaupt¬
kaffe bei der Auszahlung am 16.

Karlsruhe , den 13. Oktober 1923 .
Landeshaupttaff«.

Unsere nur erstklassigen, allgemein eingeführten und
nachweislich tausendfach fretw- glänzend begutachteten

aus Metall für Erwachsene"C** " und Kinder, Stahlmatratzen ,Polster , Decken, Federbetten liefern wir frachtfreidirekt an Private zu günstigen Preiseff und Beding.Katalog 78 R frei. Etsenmöbelfabrik Suhl (Thür .)

MWmilsM SW« L-S. MW .Namens eines Konsortiums bieten wir hierdurchden Stammaktionären unserer Gesellschaft ein Bezugs¬recht auf junge ab 1. Januar 1924 dividendenberech¬tigte Stammaktien unserer Gesellschaft unter nach¬stehenden Bedingungen an :
1 . Die Anmeldung findet innerhalb einer Ausschluß¬frist vom 15 .—30. Oktober ds - Js - in Karlsruhe beidem Bankhaus Veit L. Hamburger und der Rhei¬

nischen Creditbank, Filiale Karlsrnhe , in Fronksnrt « . M.bei der Deutschen Bank, FUiale Frankfurt a - M . unddem Bankhaus M . Hohenemser. in Berlin bei derDirection der Disconto -Grsellschaft während der üblichenGeschäftsstunden statt.2. Der Besitz von je M . 1000 .— alte Stammaktien
berechtigt zum Bezug einer neuen Aktie von M.1000.- .

3 . Bei der Anmeldung sind die alten Aktien ohne
Dividendenscheine mit einem doppelt ausgefertrgten
Nummernverzeichnis einzureichen.4. Der Bezugspreis ist auf den Gegenwert von je10 Goldmark zuzüglich Börsenumsatzstempel und Be-
zvgsrechtssteuer -Pauschale festgesetzt .

"
Der Goldmarkgegenwert wird berechnet auf Grunddes Dollarunttetkurses (1 Dollar = 420 Goldmark)an der Berliner Börse am 29. Oktober 1933 . Die

Zahlung hat am 30. Oktober 1923 bei den genanntenBezugsstellen zu erfolgen-
Über die geleisteten Zahlungen werden bis zumErscheinen der Stücke Kaffenquittungen ausgestellt-
Durlach , den 12 . Oktober 1923 .
Maschinenfabrik Grttzner Aktiengesellschaft.Ruck st uh l- Bruun .

FllOfche».
Das Verzeichnis über

die im 2. und 3. Viertel¬
jahr 1923 in städt. Gebäu¬
den usw. aufgefundenen
Gegenstände liegt in der
Stadtkar .zlei, Abt. III ,
Zähringerstraße Nr . 96,
TI. Stock» Zimmer Nr . 189
zur Einsicht auf . Die Emp¬

fangsberechtigten wollen
innerhalb 3 Wochen ihre
RechteMn den Fundsachen
daselb!̂ geltend machen ,
andernfalls gemäß 8 979
BGB . das Versteigerungs -
verfahren durchpe führt
wird. B .847.

Monaltalfsi, L -
erbet., kauft Bügler, Berlin,
Potsdaiyerstraße 38. »so«

Jung . Berwaltnugs-, Justiz-
«nd Bankbeamter

sucht sich entsprechend zu
verändern . Schwarzwald
bevorzugt. Angebote unter
B .845 gn die Exped, der
Karlsruher Zeitung .

HWtWillstM
beim städtischen Betriebs¬
am» möglichst bald zu be¬
setzen. Gründliche Ausbil¬
dung im Kaffen- und Rech¬
nungswesen Bedingung .
Besoldung nach Gehalts¬
gruppe 8 mit Ausrückungs-
möglichkeit nach 9. Anrech¬
nung von Diensffahren in
ähnlichen Stellungen mög¬
lich. Bewerbungen bis 29.
Oktober an Bekrirbsamt
Baden - Baden .! U .844

Hiesige Behörde sucht
zum alsbaldigen Eintritt
tüchtigen, gesunden, schaf-
fensfreudigen (8 .848

Beamten
für die Bearbeitung von
Besoldungs- , Rechr .ungs-
und Verwaltungsangele -
genheiten . Erfahrene Be¬
amte im Ruhestand wer¬
den bevorzugt . Bewerbun¬
gen mit Lebenslauf und
Gehaltsansprüchen unter
B .846 an die . Expedition
ds. Blattes erbeten.
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